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In der Strategie 2021 werden auf Basis einer im o.g. agiplan-Gutachten zugrunde gelegten Start-
bilanz 2013 die drei wichtigsten Handlungsfelder Gebäude, Mobilität und Beschaffung in den 
Fokus gestellt. Im Zuge dessen wird jeweils ein Katalog erforderlicher und sinnvoller Maßnahmen 
und darüber hinaus gehender Zielsetzungen zur Reduzierung von THG-Emissionen identifiziert 
und auf eine Umsetzung hin überprüft. Neben neuen fachlichen Anforderungen sind dabei viel fach 
auch rechtliche und organisatorische Rahmenbedingungen in den Blick zu nehmen, im Bedarfs-
falle umzugestalten und zu optimieren.

Die Strategie 2021 folgt mit ihrem Maßnahmenkatalog folgenden Handlungs-Prinzipien: Redu-
zierung des Energieverbrauchs und die möglichst effiziente Nutzung von Energie haben Priori-
tät. Dabei wird die Energiewende in der Landesverwaltung nach Möglichkeit durch eine lokale 
Bereitstellung und Nutzung von erneuerbarer Energien für die Landesliegenschaften unterstützt. 
Bei einem Rest-Anteil unvermeidbarer Treibhausgasemissionen (THG-Emissionen) der Landesver-
waltung müssen letztendlich Kompensationskonzepte zum Tragen kommen.

Die niedersächsische Landesregierung hat bereits 2020 ein Maßnahmenprogramm zum Klima-
schutz mit einem Finanzvolumen von über 1 Milliarde Euro aufgelegt. Durch das bislang größte 
Investitionsprogramm für Klimaschutz in Niedersachsen werden zusätzliche Mittel etwa für den 
Ausbau der erneuerbaren Energien, die Gebäudesanierung und eine klimafreundliche Mobilität 
auch innerhalb der Landesverwaltung bereitgestellt. Damit und mit bereits zuvor eingeleiteten 
Maßnahmen einzelner Fachressorts ist die niedersächsische Landesverwaltung - neben der nun 
durch das NKlimaG initiierten strategischen Planung in der o.g. Perspektive über das Jahr 2030 
(Zwischenziel) bis 2045 (s. Kap. 1.1) - bereits mitten in der Umsetzung. Zu den voraussichtlichen 
Kosten und haushaltsmäßigen Auswirkungen der Strategie 2021 und deren Umsetzung wird 
auf die Aussagen in Abschnitt V. der Kabinettsvorlage hingewiesen, mit der die Landesregierung 
diese Strategie 2021 beschlossen hat.

Die Strategie 2021 fügt sich in die nach einem parallelen Aufstellungsprozess von der Landes-
regierung ebenfalls im Dez. 2021 beschlossenen Niedersächsischen Strategie zum Klimaschutz 
(gemäß § 4 NKlimaG) ein. Daneben ist im Dez. 2021 erstmals die Niedersächsische Strategie zur 
Anpassung an die Folgen des Klimawandels (gemäß § 6 NKlimaG) vorgelegt worden. Die drei 
Strategien werden entsprechend der Vorgaben des NKlimaG in einem Turnus von fünf Jahren 
fortgeschrieben.

EINLEITUNG

Die internationale Staatengemeinschaft hat 2015 die Nachhaltigkeitsagenda der UN mit 17 
Zielen beschlossen. In Paris wurde im gleichen Jahr eine Begrenzung des Anstiegs der globalen 
Temperatur auf unter 2 Grad, möglichst auf unter 1,5 Grad Celsius vereinbart. In der jetzt durch 
die UN ausgerufenen Dekade des Handelns stellt der Klimaschutz fraglos eine der vordringlichsten 
Aufgaben überhaupt dar.

Deutschlands und damit auch Niedersachsens Weg in die Klimaneutralität wird durch EU-rechtliche 
Rahmenbedingungen sowie durch die Klimaschutzgesetzgebung des Bundes und des Landes 
Niedersachsen vorgezeichnet.

Mit Inkrafttreten des Niedersächsischen Klimagesetzes (NKlimaG) im Dezember 2020 hat sich 
Niedersachsen das Zwischenziel gesetzt, in der unmittelbaren Landesverwaltung bis 2030 
insgesamt 70 % der mit Stand 1990 emittierten Treibhausgase einzusparen und die Landes-
verwaltung bis 2050 insgesamt klimaneutral zu organisieren (vgl. §§ 3 und 5 NKlimaG). Die 
niedersächsischen Ziele im NKlimaG wurden in Orientierung an die 2020 gültigen Klimaziele auf 
Bundesebene festgeschrieben. Als Reaktion auf den wegweisenden Beschluss des Bundesverfas-
sungsgerichts hat der Bundesgesetzgeber seine Klimaziele inzwischen angehoben: Bis 2030 soll 
bundesweit eine Reduktion der Treibhausgasemissionen um 65 % erzielt werden, Klimaneutrali-
tät soll bereits 2045 erreicht werden. Eine Verschärfung der Bundesziele hat immer auch Aus-
wirkungen auf die Klimapolitik der Bundesländer. Die Niedersächsischen Ziele werden vor dem 
Hinterg rund erfolgter Änderungen des Bundes-Klimaschutzgesetzes derzeit überprüft und es 
wird beabsichtigt diese anzupassen. Im Rahmen der strategischen Ausrichtung wurden bereits 
die aktualisierten Ziele der Bundesregierung berücksichtigt und die sich hieraus ergebenden 
Anforderungen – sofern möglich und sinnvoll – entsprechend auf Niedersachsen übertragen. Ins-
besondere ist beabsichtigt, für Niedersachsen ebenfalls das Jahr 2045 als das Zieljahr festzulegen, 
bis zu dem auch in der Landesverwaltung Klimaneutralität erreicht werden soll.

Niedersachsens Landesverwaltung macht sich auf den Weg zur Klimaneutralität und übernimmt 
damit zum einen eine wichtige Vorbildfunktion für andere öffentliche und private Organisationen 
sowie für Bürgerinnen und Bürger. Zum anderen ist die Schaffung einer klimaneutralen Landes-
verwaltung auch einer der Eckpfeiler auf dem ambitionierten Weg Niedersachsens zum Klima-
schutzland Nr. 1.

Mit der hiermit vorgelegten Strategie 2021 Klimaneutrale Landesverwaltung Niedersachsen (im 
weiteren „Strategie 2021“) werden die Ausgangslage, die Zielsetzungen und ein Umsetzungs-
pfad mit den erforderlichen Maßnahmen zur Erreichung der Klimaneutralität erstmals aufgezeigt.
Aufgrund des engen Bearbeitungszeitraumes zwischen dem Inkrafttreten des NKlimaG im Dez. 
2020 und der Anforderung, eine Strategie für eine klimaneutrale Landesverwaltung erstmals im 
Jahr 2021 vorzulegen, konnte nicht in allen relevanten Bereichen eine aktuelle Datengrundlage 
geschaffen werden. Wesentliche Orientierungs-, Bewertungs- und Handlungsgrundlagen sind 
daher ein seit 2016 vorliegendes „Gutachten für eine klimafreundliche Landesverwaltung Nieder-
sachsen“ von agiplan, Wuppertal Institut & infas enermetric, welches sich auf Datengrundlagen 
aus dem Jahr 2013 stützt sowie einzelne in den Fachressorts vorliegende aktuellere Datenbestände.

Auf dem Weg zur klimaneutralen Landesverwaltung sind alle Organisationseinheiten und ihre 
Mitarbeitenden gefordert, ihren Beitrag zum Gelingen der Aufgabe im Rahmen ihrer Möglich-
keiten und Zuständigkeiten beizutragen und die Vorbildrolle der Landesverwaltung auszufüllen. 
Nicht zuletzt übernehmen die Behördenleitungen jeweils eine entscheidende Verantwortung für 
das Gelingen der unabdingbaren Transformation. Die Aspekte Motivation, Kommunikation und 
Bildung werden in diesem Kontext auf dem Weg zur Klimaneutralität eine wichtige Rolle einnehmen.
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1.2 Arbeitsprozess

Mit der Einrichtung eines Lenkungsausschusses auf Ebene der Staatssekretärinnen und Staats-
sekretäre (LA Klima) wurde im Dez. 2019 die organisatorische Basis zur Koordinierung und 
inhaltlichen Gestaltung der Prozesse Klimaanpassung, Klimaschutz sowie Klimaneutrale Landes-
verwaltung geschaffen. Auf Arbeitsebene wird der Prozess durch einen 2020 eingerichteten 
ressortübergreifenden Arbeitskreis „Klimafreundliche Landesverwaltung“ (AK) begleitet.
Aus dem AK heraus wurden kurzzeitig Arbeitsgruppen in den Handlungsfeldern Gebäude, 
Mobilität und Beschaffung eingerichtet, um jeweils für die Strategie erforderliche Querschnitts-
maßnahmen und Zwischenziele zu entwickeln. Querschnittsmaßnahmen in diesem Sinne sind 
Maßnahmen, die quer über alle Ressorts in alle Organisationseinheiten der Landesverwaltung 
wirken. Dies können bspw. konkretisierende, den Klimaschutz adressierende Verwaltungsvor-
schriften sein.

Die durch das Umweltministerium koordinierten Arbeitsgruppen setzen sich aus Teilnehmenden 
sämtlicher Ressorts und der Staatskanzlei zusammen.

1. RECHTSGRUNDLAGEN  
UND ARBEITSPROZESS

1.1  Aktuelle Entwicklungen im Bereich der Klima-
schutzgesetzgebung

Niedersachsen hat im Jahr 2020 die Niedersächsische Verfassung ergänzt: Klimaschutz ist seit-
dem zum Staatsziel bestimmt. Zeitgleich wurde mit dem NKlimaG die Klimaneutralität bis 2050 
als Ziel für die Landesverwaltung bestimmt. Gemäß § 3 Nr. 2 NKlimaG sind in einem Zwischen-
schritt bis 2030 mindestens 70 % der Emissionen der Landesverwaltung gegenüber dem Ausstoß 
im Jahr 1990 zu reduzieren.

Die Landesverwaltung wird parallel dazu die auf Bundesebene mit Novelle des Bundesklima-
schutzgesetzes im Jahr 2021 konkretisierten und verschärften Ziele, bei einer Fortschreibung der 
Strategie 2021 berücksichtigen (müssen). Hiernach soll Deutschland bereits bis 2045 treibhaus-
gasneutral werden, was damit auch für die Nds. Landesverwaltung handlungsleitend sein sollte. 
Mit dem Klimaschutz-Sofortprogramm 2022 des Bundes ergeben sich perspektivisch weitere 
Anforderungen. Mit dem Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit – Weiterentwicklung 2021 
„Nachhaltigkeit konkret im Verwaltungshandeln umsetzen“, den Energieeffizienzfestlegungen 
für klimaneutrale Neu-/ Erweiterungsbauten und Gebäudesanierungen des Bundes und der 
allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Beschaffung klimafreundlicher Leistungen (AVV Klima) 
erfolgten im August und September 2021 weitere weitreichende, letztlich auch die Bundesländer 
berührende Entscheidungen der Bundesregierung.

Die EU hat 2021 ebenfalls ein Klimagesetz beschlossen. Das Ziel der Reduzierung der Treibhaus-
gasemissionen bis 2030 um 55 % gegenüber 1990 wird durch das EU-Programm ´fit for 55´ 
unterlegt. Damit werden weitere Ziele bspw. für die Mobilität durch Festlegungen zur Umstellung 
auf Elektrofahrzeuge und den Ausbau der Ladeinfrastruktur getroffen, die die Landesverwaltung 
zukünftig ebenso binden wird.

Festzustellen ist insofern eine dynamische Entwicklung im Bereich der Klimaschutzgesetzgebung 
auf allen administrativen Ebenen insbesondere mit einem Anheben der Klimaschutz-Zielsetzungen 
und der fachlichen Standards mit entsprechender Ausstrahlung auch auf die zukünftigen Aktivi-
täten in der niedersächsischen Landesverwaltung.

Entwicklungen und Erfahrungen der anderen Bundesländer und des Bundes werden u.a. über 
die in 2021 eingerichtete Koordinierungsstelle Klimaneutrale Bundesverwaltung und den Bund-
Länder-Austausch „Klimaneutrale Verwaltung“ ausgetauscht.

Der für eine Klimaneutralität der niedersächsischen Landesverwaltung nötige Veränderungspro-
zess erfordert klare organisatorische Grundsätze sowie Zwischen- und Fernziele in allen Hand-
lungsfeldern. Zu beachten sind teils lange Wirkzeiten von heutigen Weichenstellungen bzw. 
Entscheidungen: So müssen Gebäude, die im Jahr 2022 neu errichtet oder saniert werden, im 
Jahr 2045 Teil eines klimaneutral organisierten Landesliegenschaftsbestandes sein.
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Die verheerenden Sommer-Hochwasser und Sturzfluten in Nordrhein-Westfalen und Rheinland-
Pfalz 2021 mit über 180 Toten unterstreichen diese Entwicklung.
Zeichen des Klimawandels und gleichzeitig Auslöser und Verstärker der Ereignisse sind die deut-
lich gestiegenen Temperaturen. Die weltweit festgestellte Temperaturentwicklung ist auch in  
den Zeitreihen, wie in nachfolgender Abbildung für Niedersachsen dargestellt, deutlich erkennbar. 

Abbildung 2: 1881-2020: Jährliche durchschnittliche Temperatur Niedersachsen, Hamburg, Bremen  
(Quelle: https://showyourstripes.info)

Extreme Wettereignisse und ihre Auswirkungen werden immer wahrscheinlicher. Der Klimawandel 
verändert auch die erforderliche Daseinsvorsorge bereits heute. Expertinnen und Experten pro-
gnostizieren, dass sich Kosten aufgrund von Klimaschäden bis Ende dieses Jahrhunderts auf bis 
zu 10 % des Bruttoinlandproduktes addieren werden. 

Eine sichere und umfassende Anpassung an die Folgen des ungebremsten Klimawandels ist nach 
heutigem Stand des Wissens nicht möglich. Umso entscheidender sind schnell eingeleitete Maß-
nahmen und daraus resultierende Erfolge des Klimaschutzes.

Auch die Landesverwaltung ist in verschiedenster Weise vom Klimawandel betroffen. Insbeson-
dere werden Maßnahmen zur Anpassung des Gebäudebestandes zum Erhalt gesunder Arbeits-
verhältnisse zum Tragen kommen müssen. Darüber hinaus wird es darum gehen, Schäden am 
Liegenschaftsbestand durch Wetterextreme gering zu halten, um so den Wert von Gebäuden der 
Landesverwaltung zu bewahren.

     

2. HERAUSFORDERUNG KLIMAWANDEL
Der Klimawandel ist real und ursächlich durch menschliche Einwirkungen begründet. Die Aus-
wirkungen des Klimawandels machen sich zunehmend bemerkbar und verschärfen sich weltweit 
von Jahr zu Jahr. Bereits heute ist eine Klimaanpassung an den Klimawandel in einem Umfang 
erforderlich, der alle Bereiche des öffentlichen und privaten Lebens berührt.

Einen Überblick über die aktuelle und die prognostizierte Klimaentwicklung in Niedersachsen gibt 
die o.g. Niedersächsische Strategie zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels.

Abbildung 1: Jährliche durchschnittliche Temperatur Global, 1881-2019 (Quelle: Hrsg. Deutsches Klima-Konsortium, 2020)

Die Effekte des Klimawandels zeigen sich auch in Niedersachsen durch anhaltende Wärmepe-
rioden mit Hitzetoten in Städten, Waldbrand- und Trockenschadengefahren in Wäldern und auf 
landwirtschaftlichen Nutzflächen, Reduzierung der nutzbaren Grundwasservorräte und geringen 
Wassermengen in unseren niedersächsischen Fließgewässern. Aus dieser Änderung oberirdischer 
Gewässer resultieren negative Folgen für Fauna und Flora v.a. wassergebundener Ökosysteme, 
aber auch Nutzungsprobleme der Schifffahrt, des Trinkwasserdargebots in den Talsperren des 
Harzes und - durch Wärmeeintragsbegrenzung - für Industrieprozesse und Kraftwerke an Fließ-
gewässern.

Starkwindereignisse und Stürme treten stärker und häufiger auf. Meeresspiegelanstieg, höher 
auflaufende Sturmfluten an der Küste, anhaltende großräumige Hochwässer und punktuelle 
kurzzeitige Sturzfluten sind weitere, teils bereits deutlich und zunehmend wahrnehmbare klima-
bedingte Änderungen. 
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3. AUSGANGSLAGE – THG-EMISSIONEN 
DURCH DIE LANDESVERWALTUNG

Die Landesverwaltung verantwortet durch den Verbrauch von Energie bei dienstlichen und be-
trieblichen Tätigkeiten THG-Emissionen. Vergleichbar einem Unternehmen oder Privathaushalt 
wird Energie für die Wärme- und Strombereitstellung in den Verwaltungs- und Betriebsgebäuden 
sowie für die Beschaffung und Nutzung bspw. von Arbeitsgeräten und -materialien oder für die 
Durchführung von geschäftlichen Reisen verwendet.

THG-Emissionen ergeben sich aus der Freisetzung von Kohlenstoffdioxid (CO2), Methan, Distick-
stoffmonoxid, Schwefelhexafluorid, Stickstofftrifluorid sowie teilfluorierten Kohlenwasserstoffen 
und perfluorierten Kohlenwasserstoffen.
 
Im Wesentlichen wird die Erwärmung der Atmosphäre durch die Freisetzung von CO2 dominiert. 
Treibhausgasemissionen werden deshalb auch im Folgenden in Kohlenstoffdioxid-Äquivalenten 
angegeben (kurz: CO2äq.). In Deutschland beträgt der Anteil CO2 am Treibhauseffekt 88 %.1

Alle durch Energieverbräuche anfallenden THG-Emissionen der Landesverwaltung werden in 
einem ersten Schritt über mehrere Handlungsfelder erfasst, errechnet oder qualifiziert geschätzt, 
um einen Gesamtüberblick und eine Startbilanz zu erhalten. Diese Betrachtungen werden als 
prozessbegleitendes Emissions-Monitoring entsprechend den Vorgaben des § 11 NKlimaG fort-
zuführen sein, um Fortschritte in den Handlungsfeldern zu erfassen und nachzusteuern.
 
Für das in der Zielsetzung für angestrebte Zwischenziele der THG-Reduzierung genutzte Bezugs-
jahr 1990 wird die Ausgangs-Gesamtemission auf überwiegend gleichem Wege ermittelt.

Mit dem o.g. Gutachten für eine klimafreundliche Landesverwaltung Niedersachsen von agiplan 
et al.2 wurde im Jahr 2016 für das Jahr 2013 eine Startbilanz aufgelegt und für das Jahr 1990, 
nur für die landeseigenen Gebäude lagen Daten vor, eine qualifizierte Abschätzung der Aus-
gangs-Gesamtemission der Landesverwaltung erstellt.
 
Das Ergebnis: 1990 emittierte die Landesverwaltung in Summe 452 Tsd. t CO2äq. Im Jahr 2013 
betrug die Emission noch 371 Tsd. t CO2äq.
 
Erste Einordnung: Diese Emissionen im Jahr 2013 bedeuten eine jährliche Treibhausgasemission 
pro Mitarbeitendem von im Mittel 3,5 t CO2äq.

Zur Orientierung: In Deutschland umfasst die Treibhausgasemission insgesamt im Mittel 9,2 t 
CO2äq. pro Person und Jahr1.
 
In der Entwicklung seit 1990 konnte die Landesverwaltung bei vergleichbaren Beschäftigtenzahlen 
die Emissionen bis 2013 um ca. 18 % senken.

1 Klimaschutz in Zahlen, Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU), Mai 2020

2 Gutachten für eine klimafreundliche Landesverwaltung Niedersachsen, agiplan, Wuppertal Institut & infas enermetric, 
Dezember 2016 (im Auftrag des Landes Niedersachsens: https://www.umwelt.niedersachsen.de); kurz: agiplan et al.  
bzw. agiplan-Gutachten

3.1 Methodik und Grenzen der Erfassung von THG-
Emissionen 

a) CO2-Systemgrenze

Bei der Betrachtung von THG-Emissionen bedarf es zunächst einer Festlegung, welche Emissionen 
der Landesverwaltung zugerechnet und betrachtet werden. Niedersachsen orientiert sich bei der 
CO2-Systemgrenze am international bewährten.

Greenhouse Gas Protocol (GHG-Protokoll3) und strukturiert sämtliche CO2-Quellen folgendermaßen:

 » Direkte Emissionen:  
Einsatz fossiler Brennstoffe zur Wärme-, Strom- und Kältegewinnung, Verflüchtigungen aus 
Klima- und Kälteanlagen, Wasser und Abwasser sowie Emissionen aus verwaltungseigenen 
Fuhrparks (Scope 1)

 » Indirekte Emissionen:  
bezogene Energieträger, die bei der Verbrennung fossiler Brennstoffe zur Wärme-, Dampf- 
oder Stromerzeugung bei einem Energieversorger anfallen (Scope 2)

 » Sonstige indirekte Emissionen:  
Erzeugung der Brennstoffe (Vorkette) sowie Netzverluste bei der Energiebereitstellung, weitere 
dienstliche Aktivitäten wie Geschäftsreisen, Ernährung (bei Veranstaltungen), Beschaffung und 
Informationstechnik (Scope 3)

Sind Scope 1 – Emissionen als direkte Emissionen noch für Beschäftigte relativ einfach wahr-
nehmbar und erfassbar, so ist die Wahrnehmung von Scope 2 und 3 – Emissionen als indirekte 
Emissionen schwieriger. Für den Alltag des Klimaschutzes im Verwaltungshandeln bedarf es der 
Informationen über diese Emissionen in Folge von Beschaffung, Gebäudenutzung u. a.
Teils blieben Emissionsbereiche in der ersten Zusammenstellung im o.g. Gutachten von agiplan  
et al. (2016) unberücksichtigt. So wurden Emissionen durch Gebäudenutzungen angemieteter 
Gebäude oder Emissionen durch Hoch- oder Tiefbaumaßnahmen des Landes bilanziell nicht  
erfasst. Für Beschaffungen von Produkten oder Dienstleistungen durch die Landesverwaltung 
lagen keine hinreichenden Daten für eine quantitative Erfassung in einer ersten Bilanz vor.
Die Festlegung nach dem GHG-Protokoll strukturiert Emissionen sehr nachvollziehbar, zeigt aber 
auch bereits den Bedarf der Informationsbereitstellung für mit Aktivitäten der Landesverwaltung 
verbundene Treibhausgasemissionen auf. So können CO2-relevante Bereiche erkannt, bewertet 
und gezielt Maßnahmen ergriffen werden.

b) Organisatorische Systemgrenze 

Die Landesverwaltung umfasst im Sinne des § 2 (3) NKlimaG die unmittelbare Landesverwaltung 
mit allen direkt zur Landesregierung zählenden Organisationseinheiten wie Ämtern, Behörden 
oder Landesbetriebe. Selbstständige Organisationseinheiten wie Kammern, Anstalten des öffent-
lichen Rechts oder Stiftungen zählen nicht zur unmittelbaren Verwaltung und werden in der 
Bilanz nicht berücksichtigt.
 
Die organisatorische Systemgrenze wurde im agiplan-Gutachten entwickelt und berücksichtigt. 
Mit dem weitreichenden Geltungsbereich der unmittelbaren Landesverwaltung können die  
wesentlichen Kernaktivitäten der Landesverwaltung Niedersachsen erfasst werden. 

3 Standardreihe zur Bilanzierung von Treibhausgasemissionen (Carbon Accounting) und zum dazugehörigen Berichtswe-
sen für Unternehmen und zunehmend für den öffentlichen Bereich (vgl. https://ghgprotocol.org/)
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Gutachten und Strategie geben damit auch gute Hinweise für eine klimafreundliche Ausrichtung 
selbstständiger Organisationen des Landes.

Die Hochschulen Niedersachsens in staatlicher Verantwortung sind teils als Landesbetriebe teils 
als Stiftungen organisiert. Die Universität Göttingen mit der Universitätsmedizin Göttingen, die 
Universitäten Hildesheim und Lüneburg sowie die Tierärztliche Hochschule Hannover und die 
Hochschule Osnabrück sind Stiftungen und werden im Folgenden nicht berücksichtigt. Von 
den verbleibenden 14 Einrichtungen trugen im Jahr 2019 allein die in diesem Zusammenhang 
betrachteten sogenannten sechs großen Hochschulen, nämlich die Universitäten Braunschweig, 
Clausthal, Hannover, Oldenburg und Osnabrück sowie die Medizinischen Hochschule Hannover 
einen Anteil von ca. 35 % der gesamten Emissionen der Landesliegenschaften bei (vgl. Kap. 3.2).
 
Zwischen Land und Kommunen geteilte Zuständigkeiten bspw. bei den allgemeinbildenden 
Schulen führen zu weiteren Konventionen bei der Definition der Systemgrenzen. So werden 
Schulen als Gebäude in der Trägerschaft der Kommunen auch in den Kommunen zu bilanzieren 
sein. 

Lehrende an allgemeinbildenden Schulen sind zwar Mitarbeitende des Landes, wurden aber 
nicht in der Bilanz erfasst. Auch wurden Lehrende an Stiftungshochschulen oder -universitäten 
oder andere Mitarbeitende selbstständiger Organisationseinheiten nicht betrachtet. Studierende 
tragen zwar zum Wärmebedarf oder Stromverbrauch in Hochschulen und Universitäten bei, sind 
jedoch keine Bedienstete des Landes und deshalb nicht in Ihren Aktivitäten erfasst.

Insgesamt werden über die organisatorische Systemgrenze mit ca. 110.000 Mitarbeitenden rund 
die Hälfte der Bediensteten des Landes berücksichtigt.

Bei der Betrachtung der Landesverwaltung wird zudem das „Werkstorprinzip“ verfolgt. Gebäu-
denutzung und Aktivitäten im Dienst finden Berücksichtigung. Wege der Landesbediensteten zur 
und von der Arbeit wurden in der ersten Bilanz nur qualitativ abgeschätzt. Diese Pendlerverkehre 
zählen einerseits nicht als Aktivität der Landesverwaltung, andererseits begründen sie aber eine 
relativ große Emission und sind durch die Organisation des Dienstgeschäftes direkt beeinflussbar. 

c) Differenzierung in Handlungsfelder Gebäude, Mobilität und  
Beschaffung

In den verschiedensten Einrichtungen der Landesverwaltung begründen sich THG-Emissionen  
diverser Betriebs- und Arbeitsstätten oder Bürogebäude, Lehrsäle oder Labore an den unter-
schiedlichsten Arbeitsplätzen und Tätigkeiten sehr differenziert.

Das agiplan-Gutachten fasst alle vorhandenen Daten über die betrachteten Organisationseinheiten 
zusammen und differenziert die Emissionsquellen in drei Handlungsfelder Gebäude, Mobilität 
und Beschaffung / Sonstiges (im Folgenden kurz: Beschaffung).

Abbildung 3: Fokussierte Emissionsquellen der Landesverwaltung Niedersachsen (Quelle: agiplan et al., Kap. 2.2)

Gebäude

Strom wird einerseits für die gebäudespezifische Nutzung (Beleuchtung, IT u.a.) sowie für den 
nutzungsspezifischen Gebrauch in den Gebäuden (Labore, Rechenzentren u.a.) verwendet. Eine 
Differenzierung zwischen nutzungs- und gebäudespezifischem Gebrauch ist erforderlich, mess-
technisch derzeit allerdings nicht möglich.

Die Wärmebereitstellung wird zum Heizen der Gebäude und zur Warmwasseraufbereitung ge-
nutzt. Insbesondere der Heizbedarf ist wesentlich vom energetischen Zustand der Gebäude ab-
hängig. Die zukünftig verstärkte Nutzung von Strom bspw. durch elektrisch betriebene Wärme-
pumpen zum Heizen führt im Monitoring zu einer Entlastung des Wärmebedarfsanteils zu Lasten 
des Strombedarfsanteils. Beide Aspekte sind in der Beurteilung der Entwicklungen von Gesamt-
emission zur Wärmebereitstellung zu berücksichtigen.
 
Emissionen aus Kältebereitstellung konnten in der ersten Bilanz nicht berücksichtigt werden. 
Auch die Emissionen aus Wasserversorgung und Abwasserentsorgung werden trotz eines  
Wasserverbrauchs von jährlich 1,6 Mio. m3 nicht betrachtet (agiplan et al., Kap. 3.2).

Mobilität

Bei der Mobilität werden Emissionen zwischen Fahrten mit landeseigenen Fahrzeugen (Fuhrpark) 
und Reiseleistungen per privatem Pkw oder Flugzeug bzw. öffentlichen Verkehrsmitteln (Dienst-
reisen) unterschieden. Pendlerverkehre konnten nicht erfasst werden, sondern wurden in einer 
ersten Betrachtung zunächst abgeschätzt (s. o.).

Beschaffung

Im Handlungsfeld Beschaffung werden im agiplan-Gutachten Materialien von Verbrauchsgü-
tern über Bekleidung bis zur Informationstechnik thematisiert. Auch bezogene Dienstleistungen 
werden angesprochen. Insgesamt erfolgt eine qualitative Abschätzung der mit Beschaffungen 
einhergehenden Treibhausgasemissionen über einen Analogieschluss.

Gebäude

Strom

Wärme

Kälte

Wasser/Abwasser

Mobilität

(Pkw, Lkw, Sonderfahrzeuge)

Fuhrpark

Dienstreisen

(Pkw, Bahn, Flugzeug)

Pendlerverkehr

(Pkw, Bahn, Bus)

Beschaffung/
Sonstiges

Materialien/Verbrauchsgüter

Dienstleistungen

Informationstechnik

Ernährung
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Bauleistungen der staatlichen Hochbauverwaltung oder bei Maßnahmen des Landes zur Daseins-
vorsorge im Tiefbau bei Küsten- oder Hochwasserschutz werden in der Strategie 2021 (noch) 
nicht betrachtet.
 
Teilweise zeigten sich durch Grenzen der Datenverfügbarkeit für THG-Emissionen insbesondere 
der Beschaffung oder durch mangelnde Verfügbarkeit von Verbräuchen in Organisationseinheiten 
auch die systemische Begrenzung der Aussagefähigkeit von Gesamtbilanzen oder einzelnen 
Details dieser Bilanzen.

Umso mehr kommt der Eigenverantwortung der Behördenleitung und der Motivation und Be-
fähigung jedes Landesbediensteten sowie seinem Beschaffungs- und Nutzungsverhalten zentrale 
Bedeutung für den Erfolg des Klimaschutzes in der Verwaltung zu.

Durch die Erfassung und Auswertung von Daten - vergleichbar des verfügbaren Gutachtens - auf 
Ebene jeder Dienststelle sind ergänzende Rückschlüsse auf mögliche lokale Einsparpotentiale zu 
ziehen und spezifische Maßnahmen in den Dienststellen ableitbar.
 
Gleichzeitig kann mit der guten systematischen Erfassung aller verfügbaren und entwickelbaren 
Daten im agiplan-Gutachten ein hier vorliegender erster strategischer Ansatz untermauert werden.

THG-Emissionen und Maßnahmen werden für die Landesverwaltung im Folgenden differenziert 
nach Handlungsfeldern dargestellt. 

3.2 Bisherige Entwicklung der THG-Emissionen und 
deren Zuordnung zu den Handlungsfeldern

a) Gebäude

Im Handlungsfeld Gebäude wurde die Nutzung von insgesamt rund 2.700 landeseigenen Gebäuden 
mit einer Nettogeschossfläche von ca. 5,5 Mio. m2 gutachterlich betrachtet. Aktuelle Erhebungen4 
umfassen 2.800 landeseigene Gebäude mit einer Nettogeschossfläche von rund 5,3 Mio. m2.

Eine Abschreibung von beim Bau genutzter Energie und resultierenden Treibhausgasemissionen 
über die Gebäudenutzungsdauer bleibt durch gewählte Bilanzgrenzen unberücksichtigt. Ebenso 
unbeachtet bleiben aufgrund verminderter Möglichkeiten der Einflussnahme des Landes ange-
mietete Gebäude. Bei der Fortschreibung der Strategie 2021 ist hier eine Aufnahme angezeigt.

Die Gesamtmenge der Treibhausgasemissionen durch Nutzung von Gebäuden lag 2013 bei 330 
Tsd. t CO2äq. Im Vergleich zu 1990 mit 411 Tsd. t CO2äq. stellt diese eine Reduzierung von 20 % 
bis 2013 dar. Im Jahr 2019 lagen die Treibhausgasemissionen – aufgrund des Ökostrombezuges ab 
2017 und der stetigen energetischen Sanierung landeseigener Gebäude – bei 102 Tsd. t CO2äq. 
und damit im Vergleich zu 1990 mit 411 Tsd. t CO2äq. um rd. 75 % niedriger.

Emissionen aus Stromverbrauch

Im Sektor Stromverbrauch stellt sich zwischen 1990 und 2013 ein negativer Trend dar. Zwar stieg 
der Strombedarf der Landesverwaltung im betrachteten Zeitraum zwischen 1990 und 2013 von 
258 auf 327 Tsd. MWh/a (+27 %). Bis 2019 verringerte sich der Strombedarf jedoch wieder auf 
303 Tsd. MWh/a, sodass im Vergleich zu 1990 ein Mehrbedarf beim Strom bilanziert werden 
konnte (+17 %).

4 Bericht über den Energie- und Medienverbrauch 2019 der Niedersächsischen Landesliegenschaften; NLBL, 2021

Der Anteil des Stromverbrauchs der sechs großen Hochschulen betrug 2019 aufgrund ihrer spe-
zifischen Nutzung alleine 62 %.

Eine differenzierte Betrachtung der gebäude- und nutzungsspezifischen Verbrauchsentwicklung 
ist messtechnisch nicht und deshalb nur subsidiär möglich. Die Differenzierung ist Voraussetzung 
für die Priorisierung weiterer Einsparungen und Effizienzsteigerungen. Seitens der Dienststellen 
sind Arbeitsabläufe, Geräteausstattung und individuelle Nutzungen auf Basis des Gutachtens 
und ergänzender Information aus den Dienststellen zu beurteilen und auf dieser Basis spezifische 
Klimaschutzmaßnahmen zu entwickeln.

2013 belief sich die THG-Emission für den Stromverbrauch auf 183 Tsd. t CO2äq. Im Vergleich zu 
1990 mit 176 Tsd. t CO2äq. stellt dies eine Steigerung der Treibhausgasemission um 4 % dar.

Strom wurde folglich bereits 2013 im Vergleich zu 1990 im Mittel deutlich klimafreundlicher 
bezogen. Nachfolgend wird der Strombedarf des Landes ab 2017 durch Bezug von Ökostrom 
bilanziell klimaneutral gedeckt. 

Emissionen aus Wärmebereitstellung

Der Wärmebedarf der Landesverwaltung sank im Zeitraum 1990 bis 2013 von 766 auf 577 Tsd. 
MWh/a um 25 %. Bis 2019 fiel der Wärmebedarf auf 529 Tsd. MWh/a und sank damit gegen-
über 1990 um 31 %.

Der Anteil des Wärmebezugs der sechs großen Hochschulen betrug 2019 anteilig 42 %.

Durch gezielte energetische Sanierung der Gebäude (z. B. durch verbesserte Wärmedämmung) 
konnte der Wärmebedarf insgesamt reduziert und damit eine Energieeinsparung erreicht wer-
den. 

2013 belief sich die THG-Emission für den Wärmebedarf auf 147 Tsd. t CO2äq. Im Jahr 2019 ver-
ringerte sich die Treibhausgasemission im Vergleich zu 1990 mit 235 Tsd. t CO2äq. auf 102 Tsd. t 
CO2äq. Dies stellt eine Reduzierung der Treibhausgasemission um 57 % im Wärmebereich der 
Gebäude dar.

Des Weiteren wurde aufgrund treibhausgasärmerer Wärmebereitstellung durch andere Energie-
träger – Energiesubstitution – oder andere Anlagen eine Erhöhung der Energieeffizienz erzielt.  
So sank der Treibhausgasausstoß (- 57 %) noch stärker als der Wärmebedarf (- 31 %).
 
Die heute in den Landesgebäuden verwendeten Heizungsanlagen weisen von der direkten Ver-
feuerung von fossilen Brennstoffen vorwiegend in Gasheizungen, teils auch Ölheizungen, über 
Fernwärmenutzungen bis zur modernen Wärmepumpe, teils mit vor Ort aus hauseigenen Photo-
voltaikanlagen verwendetem Strom das komplette Spektrum des technisch Verfügbaren auf.

Neben dem Einbau von modernen bzw. klimaneutralen Wärmeversorgungssystemen sind v. a. 
Energieeinsparpotenziale und Effizienzsteigerungen v. a. durch Betriebsoptimierungen zu er-
schließen.

Daraus lassen sich weitere Maßnahmen unmittelbar ableiten, um den Trend hin zu klimaneutraler 
Wärmeversorgung zu stärken. 
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Wärme Strom Gesamt

Jahr Tsd. MWh/a Tsd. t CO2äq. Tsd. MWh/a Tsd. t CO2äq. Tsd. t CO2äq.

1990 766 235 258 176 411

2013 577 147 327 183 330

Unterschied2

2013 vs. 1990
-25 % -37 % +27 % +4 % - 20 %

2019 529 102 303 0 102

Unterschied4

2019 vs. 1990
-31 % -57 % +17 % -100 % - 75 %

Tabelle 1: Energieverbrauch/ THG-Emission in Gebäuden (Quellen: agiplan et al., Kap. 3.2 bzw. Energie- und Medienbe-
richt landeseigener Liegenschaften, Kap. 3.2)

Um eine klimaneutrale Landesverwaltung bis spätestens 2045 zu erreichen, muss die Rate der 
energetischen Sanierung der landeseigenen Liegenschaften im Rahmen der zur Verfügung ste-
henden Haushaltsmittel gesteigert werden. Ferner sollten Neubauten bereits heute entsprechend 
der Ziele 2045 ausgeführt und die Anlagentechnik in den Gebäuden – auch von der Sanierung 
zeitlich entkoppelt – ergänzend erneuert oder zumindest optimal betrieben werden. Zu berück-
sichtigen ist, dass energetische Sanierungen ausschließlich Einfluss auf die gebäudespezifischen 
Energieverbräuche haben. Nutzungsspezifische Energieverbräuche sind i. d. R. unabhängig vom 
Gebäude zu betrachten (vgl. 3.1 c).

Im Vergleich der Treibhausgasemissionen zeigt sich für die Startbilanz 2013, dass sich 89 % der 
erfassten Treibhausgasemission den Gebäudenutzungen zuordnen lassen. Das Handlungsfeld  
Gebäude hat damit eine zentrale Bedeutung bei der Einsparung klimaschädlicher Emissionen. 

Abbildung 4: Verteilung der CO2-Emissionen auf die Handlungsfelder Mobi lität und Gebäude  
(Quelle: agiplan et al., Kap. 3.2)

Durch Maßnahmen der energetischen Sanierung des Bestandes, des Neubaus und durch ener-
gieverbrauchsoptimierte Nutzung der Gebäude müssen die Emissionen stark verringert werden. 
Dabei wird künftig der Verzicht auf Seiten der Nutzer z. B. auf mehr Nutzfläche eine bedeutende 
Rolle spielen.

Bei den Gebäuden liegt ein wichtiges Augenmerk auf den Hochschulen, da alleine sechs Hoch-
schulen rund 34 % der betrachteten Gebäudefläche sowie 42 % der Wärmebedarfe und ins-
besondere 62 % des Strombedarfs begründen. Bei der Bewertung und Einordnung dieser Zahlen 
ist jedoch zu berücksichtigen, dass Hochschulen gegenüber anderen Landesgebäuden aufgrund 
ihrer spezifischen Nutzung – insbesondere des Forschungsbetriebs und bei der MHH auch der 
Krankenversorgung – ein im Vergleich deutlich erhöhtes Leistungsprofil aufweisen.

Für das Erreichen der Klimaziele ist es daher entscheidend, den Gebäudebestand des Landes  
klimagerecht zu erneuern und die dafür erforderlichen finanziellen sowie personellen Bedarfe  
der Bauverwaltung im Rahmen der haushalterischen Möglichkeiten zu berücksichtigen.
 
Auch kommt der technischen Gebäudeausstattung hohe Bedeutung zu. Im Betrieb vorhandener 
Anlagen – insbesondere in sanierungsbedürftigen Gebäuden mit großem Heizwärmebedarf – 
muss zukünftig weiterhin ein Handlungsschwerpunkt verortet werden.

Abbildung 5: Gesamtminderungspfad der Landesverwaltung ab 1990 (Quelle: agiplan et al., Kap. 4.4)

b) Mobilität 

Im Bereich Mobilität der Landesverwaltung werden die Sektoren Fuhrpark, Dienstreisen und 
Pendlerverkehre differenziert betrachtet. Aufgrund der Datenbasis für das Bezugsjahr 1990 sind 
die THG-Emissionen nicht modelliert, sondern gutachterlich als konstant abgeschätzt worden. 
Die THG-Emission 1990 wird insofern der im Jahr 2013 verursachten Emissionen durch Mobilität 
gleichgesetzt.

Im Sektor Fuhrpark werden alle Daten der dienstlich veranlassten Reisen mit landeseigenen Fahr-
zeugen betrachtet. 2013 lag der THG-Emissionsanteil hier bei 27 Tsd. t CO2äq.
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Im Sektor Dienstreisen sind alle dienstlichen Reisen mit privaten Pkw, mit der Bahn sowie Flugreisen 
erfasst. Ohne Berücksichtigung der Effekte der besonderen Schädlichkeit von Emissionen bei 
Flugreisen in großer Höhe (RFI) ergaben sich 14 Tsd. t CO2äq. Bei Berücksichtigung der besonde-
ren Schädlichkeit von Flügen würde sich die Emission der Flüge i.H.v. 6 Tsd. t CO2äq. um 9 Tsd. t 
CO2äq. erhöhen.

Pendlerverkehre tragen mit täglicher An- und Abreise deutlich zu THG-Emissionen bei, werden 
aber in der ersten Bilanz nicht systematisch berücksichtigt. Nach überschlägiger gutachterlicher 
Berechnung erzeugt der Pendlerverkehr der niedersächsischen Landesbeschäftigten CO2-Emis-
sionen von jährlich über 53 Tsd. t CO2äq. (vgl. agiplan et al. Kap. 4.2; entsprechend 14% der 
Gesamtemission).

Im Zuge der Covid-19-Pandemie haben sich durch vermehrte Nutzung von Home-Office und 
Videokonferenzen z. T. grundlegende Veränderungen der Arbeitswelt ergeben. Eine Betrach-
tung der daraus resultierenden Effekte können in der Strategie 2021 noch nicht erfolgen. Neben 
einem vermutlich geringeren Raumbedarf sind bei einer Verstetigung der Abnahme der Dienst-
reise- und Berufspendler-Verkehre weitere positive Effekte auf Emissionen zu erwarten.

Das Handlungsfeld Mobilität ist für 11 % der Treibhausgasemissionen verantwortlich. Damit 
zeichnet sich für die Landesverwaltung Niedersachsen ein ähnliches Bild wie auch bei anderen 
Bundesländern ab.

c) Beschaffung 

Insgesamt werden in den öffentlichen Verwaltungen Deutschlands jährlich ca. 500 Mrd. € 
verausgabt. Auch in Niedersachsen sind jährlich wiederkehrend Materialien, Verbrauchsgüter, 
Dienstleistungen, Informationstechnik u. a. in großem Umfang zu beschaffen.
 
Über die in Niedersachsen mit Beschaffungen einhergehenden THG-Emissionen gibt es insgesamt 
noch zu wenig Erkenntnisse, u. a. weil eine hierfür erforderliche Kalkulation der THG-Emissionen 
aller Lieferanten und durchgehende Kennzeichnung der Produkte noch nicht etabliert ist.
 
Studien der EU oder auch einzelner Nachbarbundesländer zeigen, dass mit nachhaltigen Be-
schaffungen nicht zwingend Mehrkosten, sondern oft Kosteneinsparungen einhergehen. So wies 
z. B. eine im Auftrag der Berliner Senatsverwaltung 2015 veröffentlichte Studie bei 10 von 15 
Produktgruppen Einsparungen durch umweltfreundliche Beschaffungen nach (vgl. agiplan et al., 
Kap. 4.3.1).

Entsprechend haben Berlin und auch der Bund zwischenzeitlich Rechtsvorschriften zur in vielen 
Bereichen verpflichtenden umweltfreundlichen Beschaffung weiterentwickelt. So gibt die AVV 
Klima des Bundes konkret vor, wie Aspekte des Klimaschutzes bereits im Rahmen der Vorberei-
tung des Einkaufs, aber auch im darauffolgenden Vergabeverfahren selbst, regelmäßig berück-
sichtigt werden müssen.

In Niedersachsen können öffentliche Auftraggeber seit 2014 gemäß dem Niedersächsischen Tarif-
treue- und Vergabegesetz (NTVergG) bei der Festlegung der Anforderungen an die zu beschaffen-
den Gegenstände oder Leistungen berücksichtigen, inwieweit deren Erstellung, Lieferung, Nutzung 
und Entsorgung umweltverträglich erfolgt (NTVerG § 10 „Umweltverträgliche Beschaffung“).
 
Eine im agiplan-Gutachten angeführte Studie im Auftrag des Bundesumweltministeriums zeigt 
für Niedersachsen Einsparpotentiale durch umweltfreundliche Beschaffung in Höhe von 15 % 
der Gesamtemissionen auf. Agiplan et al. gehen von vergleichbaren Einsparpotentialen der Lan-
desverwaltung aus (vgl. agiplan et al., Kap. 4.3). Bei 15 % der Gesamtemission i.H.v. 371 Tsd. t 
CO2äq. in 2013 entspräche dies analog einer durch Beschaffung begründeten Treibhausgasemission 
von 56 Tsd. t CO2äq.

Nach v.g. Ansätzen liegen außerhalb der Startbilanz zusätzliche Emissionen aus Beschaffungen 
bei 15 % sowie aus Pendlerverkehren bei 14 % der Gesamtemissionen vor. Diese Emissionen 
sind erheblich und müssen daher entsprechend ihrer strategischen Bedeutung im Handlungs- 
bzw. Maßnahmenkonzept Berücksichtigung finden.
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4. PRINZIPIEN UND GRUNDSÄTZE FÜR  
EINEN ERFOLGREICHEN PROZESS DER  
THG-EMISSIONSMINIMIERUNG

4.1 Klimaneutrale Landesverwaltung

Klimaneutrale Landesverwaltung im Sinne der Ziele des § 3 NKlimaG bedeutet, dass die THG-
Emissionen der Landesverwaltung in Summe annähernd bei null liegen. Zum heutigen Zeitpunkt 
ist es nicht oder z. T. nur mit sehr viel Aufwand möglich, alle Emissionen der Landesverwaltung 
vollständig zu vermeiden. Klimaneutralität kann gleichwohl auch dann erreicht werden, wenn die 
durch menschliche Aktivitäten verursachten THG-Emissionen und die der Atmosphäre gleich-
zeitig wieder entzogenen Treibhausgase bilanziell bei null liegen. Letzteres – die sog. negativen 
Emissionen – werden durch eine dauerhafte Entnahme von Treibhausgasen aus der Atmosphäre 
erreicht, beispielsweise durch geeignete und den Rechtsvorgaben genügende Klimaschutz- bzw. 
Kompensationsprojekte wie dauerhafte Neu- und Wiederaufforstungen oder Wiedervernässungen.

Da die Landesverwaltung ihre THG-Emissionen gemäß NKlimaG bilanziell und möglichst auch 
real auf null reduzieren muss, könnten derzeit noch nicht vermeidbare THG-Emissionen über solche 
zusätzlichen Projekte kurzfristig kompensiert werden. Eine anrechenbare Kompensation über 
Kompensationsprojekte wird aller Voraussicht nach mittel- bis langfristig zunehmend schwieriger, 
da inzwischen fast alle Sektoren bzw. Staaten Klimaschutzverpflichtungen unterliegen und im 
Zuge dessen Kompensationsprojekte realisiert werden müssen. Mittel- bis langfristig werden 
solche Kompensationen für diejenigen Sektoren notwendig sein, bei denen eine Reduktion tech-
nisch nicht, oder nur unter sehr hohem Aufwand möglich ist (z. B. Industrieprozesse, Landwirt-
schaft, Gebäude und hier insbesondere die Nutzung).

Das Land Niedersachsen prüft deshalb die Umsetzung von Kompensationsmöglichkeiten in zer-
tifizierten Klimaschutzprojekten (bevorzugt in Niedersachsen) und – alternativ – den Kauf von 
CO2-Zertifikaten als Ersatz für nicht vermeidbare Emissionen in den Bereichen Mobilität und Ge-
bäude. Auch die Schaffung einer attraktiven, klimaschutzförderlichen Alternative als Ersatzzah-
lung für Emissionen wird erwogen. Beispielsweise könnte hier die Einrichtung einer Stiftung für 
Klimaprojekte – vom Moorschutz bis zur energetischen Sanierungsmaßnahme – zweckgebunden  
für Maßnahmen des Klimaschutzes jenseits der formal anrechenbaren Kompensation zum Tragen 
kommen.

Ein wichtiger Nebeneffekt: Durch die zusätzlichen finanziellen Aufwendungen z. B. für erforder-
liche Zertifikate oder Abgaben an eine Stiftung würde in allen Organisationseinheiten des Landes 
ein Anreiz zur weiteren Einsparung von THG-Emissionen gesetzt. Durch eine Stiftung könnten 
zudem zusätzliche Klimaschutzprojekte - bevorzugt in Niedersachsen - umgesetzt und THG-Emis-
sionen reduziert werden.

Der neben dem Begriff „Klimaneutralität z. T. verwendete Begriff „Klimafreundlichkeit“ (oder 
„klimafreundliche Landesverwaltung“) wird im Kontext der Strategie 2021 mehrfach verwendet 
und soll daher kurz Erläuterung finden:
Neben der Strategie-Erarbeitung war es Ziel, bereits parallel einen Umsetzungsprozess fortzusetzen 
(s.o.). Dieser wird als Prozess Klimafreundliche Landesverwaltung bezeichnet, um die Art 
und Weise der Zusammenarbeit mit einem positiven Begriff zu prägen. Klimafreundlichkeit in 
diesem Sinne umfasst eine Wertschätzung u. a. auch gegenüber kleineren Beiträgen zum Klima-
schutz und eine konstruktive, zugewandte Zusammenarbeit innerhalb der Landesverwaltung und 
mit Dritten.

4.2 Prinzipien bei der THG-Emissionsminimierung

THG-Emissionen der Landesverwaltung resultieren im Wesentlichen aus der Verwendung von 
Energie (s. Kap. 3). Die Landesverwaltung folgt bei der Reduzierung der Emissionen mit den 
Maßnahmen zur Erreichung der Klimaneutralität folgenden Prinzipien:

 » Energieeinsparung 

 » Energieeffizienzverbesserung 

 » Erneuerbare Energien bereitstellen und nutzen 

 » Kompensation unvermeidbarer Emissionen.

Maßnahmen der Energieeinsparung durch Reduzierung von Energiebedarfen sollen verfolgt  
werden. Die verwendete Energie ist darüber hinaus möglichst effizient zu nutzen. Bei der  
Energieverwendung ist möglichst auf lokal – u. a. auf den Landesliegenschaften - produzierte  
regenerative Energie zurück zu greifen. Auf dem Weg zur klimaneutralen Landesverwaltung  
sollen die THG-Emissionen mit den zur Verfügung stehenden und zu entwickelnden Instru-
menten möglichst schnell reduziert werden.

4.3 Grundlegende Maßnahmen für eine erfolgreiche 
Prozessgestaltung

Die Festlegung folgender Regulative ist Grundlage für einen erfolgreichen Prozess bis zur  
Erreichung einer klimaneutral organisierten Landesverwaltung:

 » Verantwortung für die THG-Emissionen und für die Maßnahmen zum Klimaschutz in den 
einzelnen Behörden tragen die Behördenleitungen.

 » Alle Ressorts unterstützen den Prozess und verfolgen Klimaschutz auch im nachgeordneten 
Bereich durch Fördern und Fordern

 » Klimaschutz wird nicht als zusätzliche Aufgabe wahrgenommen, sondern als eine neue mit 
Priorität versehene Basis des Verwaltungshandels, das betrifft auch die Beschäftigten bei ihrer 
jeweiligen Aufgabenwahrnehmung.

 » Die Verantwortung für die Priorisierung des Klimaschutzes im Arbeits- und Dienstgeschäfts-
alltag liegt bei den Vorgesetzten.

 » Alle Beiträge und Erfolge zum Klimaschutz werden wertschätzend aufgenommen, fortlaufend 
bspw. durch Energiescouts evaluiert und jährlich in der Behörde präsentiert bzw. veröffentlicht.

 » Informationen zu mit Nutzungen oder Beschaffungen verbundenen THG-Emissionen werden 
vermehrt – vergleichbar bspw. dem „Kaufhaus des Bundes“ (s. www.kdb.bund.de) – bereitge-
stellt, um Entscheidungen zur THG-Reduzierung zu ermöglichen bzw. zu vereinfachen. Die für 
zentrale Beschaffung, für das Vergaberecht und für den Klimaschutz verantwortlichen Ressorts 
prüfen die Umsetzungsmöglichkeiten und stimmen eine verwaltungsinterne Umsetzung 2022 ab.

 » Fortbildungen im Kontext des Klimaschutzes - für Leitungsfunktionen und Funktionsträger – 
werden zentral angeboten und entsprechend der Bedarfe fortentwickelt. Ergänzt werden 
Beratungsangebote zur Unterstützung im Einzelfall. Das Umweltministerium erarbeitet ein 
entsprechendes Konzept ab 2022.

 » Es wird angeregt, dass in allen Behörden der Landesverwaltung „Beauftragte für den Klima-
schutz“ u. a. als erste Ansprechpartner*innen für das Behördenpersonal eingesetzt werden.
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5. KLIMASCHUTZ IN DER LANDES-
VERWALTUNG – MASSNAHMEN UND  
WEITERE ZIELE ZUR REDUZIERUNG  
DER THG-EMISSIONEN

Die in den nachfolgenden Kap. 5.1 bis 5.4 dargestellten Maßnahmen und darüber hinaus  
gehenden weiteren Zielsetzungen sind (Zwischen-) Ergebnis der Arbeit des o.g. vom LA  
Klima eingesetzten ressortübergreifenden Arbeitskreises.

Gebäude Mobilität Beschaffung

MI + +

MF + + +

MU + + +

MW + +

MWK + + +

StK +

Uni Oldenburg +

Tabelle 2: Übersicht über die Mitwirkung der Ressorts und der Staatskanzlei in den Arbeitsgruppen Gebäude, Mobilität 
und Beschaffung

Die Arbeitsgruppe Gebäude unter Federführung des für das Staatliche Baumanagement ver-
antwortlichen Finanzministeriums wird durch das für die Hochschulen zuständige Ministerium 
für Wissenschaft und Kultur sowie einem Vertreter der Universität Oldenburg und das Umwelt-
ministerium begleitet.

Teilnehmende der Arbeitsgruppe Mobilität unter Federführung des Innenministeriums (größte 
Fahrzeugflotte) sind das Wirtschaftsministerium (Verkehr), das Finanzministerium (Dienstreise-
recht), das Ministerium für Wissenschaft und Kultur sowie das Umweltministerium.

In der Arbeitsgruppe Beschaffung wirken die Staatskanzlei, das Wirtschaftsministerium (Ver-
gaberecht), das Finanzministerium (Haushalt, hausinterne Beschaffung), das Innenministerium 
(zentrale Beschaffung), das Ministerium für Wissenschaft und Kultur (hausinterne Vergaben) 
und das Umweltministerium (hausinterne Vergabestelle, Ressourceneffizienz, Klimaschutz) mit. 
Durch die Zusammenführung der fachlichen Kompetenz auf Ebene der Ministerien konnten in 
den temporär eingesetzten Unter-Arbeitsgruppen Gebäude, Mobilität und Beschaffung in den in 
den jeweiligen Handlungsfeldern Maßnahmen und weitere Ziele zur Reduktion der Emissionen 
herausgearbeitet werden.

Vollständige Reduktionspfade bis zur Erreichung der Klimaneutralität werden aus bereits genannten 
Gründen bei der Fortschreibung der Strategie 2021 ab 2022 erarbeitet werden müssen (vgl. auch 
Kap. 6). Erst im Zuge dessen können überprüfbare und konkrete Zwischenziele gem. § 5 (2) Nr. 
1 NKlimaG festgelegt werden. Hierzu wird das „Agiplan-Gutachten für eine klimafreundliche 
Landesverwaltung Niedersachsen“ einer Überprüfung und Aktualisierung unterzogen. Mit den 
Energieberichten Gebäude und Verkehr werden die zum Monitoring gem. § 11 NKlimaG erfor-

derlichen aktuellen Zahlen ab 2023 alle 3 Jahre aufgelegt und genutzt werden können.
Daraus abzuleitende Maßnahmen des jeweils zuständigen Finanzministeriums (Gebäude) und 
Umweltministeriums (Mobilität) sind:

 » Monitoring gem. § 11 NKlimaG für Energieberichte konzeptionell stärken und starten und

 » Ergebnisse des Monitorings in Reduktionspfade mit überprüfbaren Zwischenzielen überführen.

5.1 Maßnahmen und Ziele im Handlungsfeld Gebäude

Der landeseigene Gebäudebestand setzt sich u. a. aus Polizeigebäuden, Justizvollzugsanstalten, 
Gerichten, Verwaltungsgebäuden, Hochschulen, Ministerien etc. zusammen (vgl. Kap. 3.2).
Im Handlungsfeld Gebäude bestehen die quantitativ größten Herausforderungen. Hier ist zur 
Erreichung der Klimaneutralität in der Perspektive über 2030 bis 2045 in finanzieller und perso-
neller Hinsicht eine Schwerpunktsetzung erforderlich.

Der Gebäudebereich des Landes verursachte im Jahr 1990 Gesamtemissionen von 411 Tsd. t/ CO2 
äq.2. Im Jahr 2019 lagen die THG -Emissionen der landeseigenen Gebäude um rd. 75 % unter 
denen des Jahres 1990. Die Einsparungen ergeben sich aus einer Verringerung des Energiever-
brauchs durch energetische Sanierungsmaßnahmen, treibhausgasärmere Wärmebereitstellung 
durch z. B. andere Energieträger – Energiesubstitution – und zu einem großen Teil aus dem 
Bezug von Ökostrom seit 2017. Das Einsparziel des Niedersächsischen Klimagesetzes (NKlimaG) 
für das Jahr 2030 – die Reduzierung der THG-Emissionen der Niedersächsische Landesverwaltung 
um 70 % gegenüber 1990 – wurde somit für den Gebäudebereich des Landes bereits erreicht. 
Wesentliche Voraussetzung hierfür ist der dauerhafte Bezug von Ökostrom.

Die Gesamtemissionen resultieren aus den Energieverbräuchen für Wärme und Strom. Hinsicht-
lich der Energieverbräuche ist zwischen gebäudebedingten (z. B. Beheizung, Beleuchtung, Lüf-
tung und Klimatisierung des Gebäudes) und nutzungsspezifischen Energieverbräuchen (z. B. EDV, 
Küchen / Mensen, Labore, Forschung etc.) zu unterscheiden. Mittels energetischer Sanierungs-
maßnahmen in bzw. an Gebäuden kann weitgehend nur der gebäudebezogene Energiebedarf 
reduziert werden.

Im Hinblick auf das Ziel des NKlimaG, eine klimaneutrale Landesverwaltung zu organisieren, sind 
im Bereich der landeseigenen Gebäude weitere Maßnahmen notwendig.
Im Wesentlichen sollen die o. g. drei Handlungsstränge, THG-Emissionen zu reduzieren, greifen: 

 » Reduzierung des Energiebedarfs der Gebäude

 » Steigerung der Energieeffizienz 

 » Einsatz von erneuerbaren Energien für den verbleibenden Energiebedarf 

Die Reduzierung des Energiebedarfs durch energetische Sanierung ist auch zukünftig eines der 
zentralen Handlungsfelder. Bei allen Neubaumaßnahmen des Landes und vielen Baumaßnahmen 
im Bestand wird durch die energetische Optimierung, Verbesserung oder Erneuerung der Ge-
bäudehülle und / oder der Betriebstechnik sowohl eine Reduzierung der Energiebedarfe als auch 
eine Steigerung der Energieeffizienz erreicht.

In diesem Zusammenhang gilt es auch, den Flächenbedarf seitens der Nutzerressorts kritisch zu 
hinterfragen und vor dem Hintergrund von Homeoffice, Telearbeit etc. ggf. zu reduzieren. Denn: 
Jeder nicht benötigte / nicht gebaute Quadratmeter Nutzfläche vermeidet / reduziert die THG-
Emissionen des Landes dauerhaft. Im Rahmen der Umsetzung der Strategie 2021 wird geprüft, 
inwieweit durch die Ressorts und ihren nachgeordneten Bereichen eine verpflichtende jährliche 
Flächenreduzierung sinnvoll und machbar ist.
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Die verstärkte Nutzung erneuerbarer Energien erfährt hinsichtlich des verbleibenden Energie-
bedarfs eine zunehmende Bedeutung. Der Einsatz von Solarthermie-Anlagen (Solar-Kollektoren) 
zur Deckung des Warmwasser- bzw. Wärmebedarfs und der Einsatz von Photovoltaik-Anlagen 
(PV-Anlagen) zur Stromerzeugung auf landeseigenen Gebäuden ist eine wesentliche Option zur 
verstärkten Nutzung erneuerbarer Energien und damit zur Verringerung der THG-Emissionen.

Bei allen Neubaumaßnahmen und umfangreichen Modernisierungen des Landes wird geprüft, 
ob die Errichtung von PV-Anlagen wirtschaftlich umgesetzt werden kann. Für die Hochschulen 
mit Bauherrenverantwortung und Stiftungshochschulen wird angestrebt, diese Vorgehensweise 
ebenfalls anzuwenden. Neben der Möglichkeit, Photovoltaikanlagen selbst zu errichten und den 
erzeugten Strom selbst zu nutzen, steht das Land Pacht- oder Mietmodellen, bei denen z. B. 
ein externer Betreiber die Dachflächen für die Erzeugung von Photovoltaikstrom nutzt, positiv 
gegenüber.

Darüber hinaus werden im Rahmen der nachfolgend aufgelisteten Aktivitäten weitere Einspar-
potenziale erschlossen.

Maßnahmen:

 » Weitere Reduzierung des Energiebedarfs durch energetische Sanierung. Die Fortführung der 
weitgehend abgeschlossenen Sanierungsprogramme GESA I und GESA II wird angestrebt. 

 » Entwicklung eines Leitbildes zur Nachhaltigkeit im Staatlichen Hochbau. Im Rahmen des Leit-
bildes sind u. a. folgende Aspekte zu betrachten:

 ›  Reduzierung des Flächenbedarfs

 ›  Umwelt- und Ressourcenschonung

• Graue Energie

• Low Tech Gebäude

• Einsatz nachwachsender Rohstoffe (Holzbau)

• Recycling von Baustoffen

• CO2-Kosten bei Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen

 › Planungs- und Bauprozesses

 » Erhöhte energetische Anforderungen bei Neubaumaßnahmen. Der „Niedrigstenergie-
gebäudestandard“ wurde mit Erlass vom 12.12.2017 bei allen Großen Neubaumaßnahmen 
des Einzelplan 20 eingeführt.

 » Ggf. Verschärfung der Anforderungen an Neubauten (z. B. Nullenergiegebäude) unter Berück-
sichtigung der Wirtschaftlichkeit und zur Verfügung stehender Haushaltsmittel.

 » Energieträgersubstitution durch Umstellung auf andere Energieträger bei zu ersetzenden  
Heizölheizungen.

 » Verstärkter Einsatz von Erneuerbaren Energien auch im Bereich der Wärmeerzeugung.

 » Kontinuierliches Energiecontrolling / Energiemanagement durch die Betriebsüberwachung des 
Staatlichen Baumanagement (SBN) bzw. der Hochschulen mit eigener Betriebsüberwachung.

 » Analyse großer Verbraucher und energetisch „auffälliger“ Liegenschaften mit dem Ziel der 
Reduzierung des Energiebedarfs.

 » Prüfung des Bezugs von Biogas / Biomethan.

 » Energieliefercontracting und Energiesparcontracting

 » Ggf. Intractingmaßnahmen an Hochschulen (Umsetzung eigener Energiesparmaßnahmen 
nach einem Intractingmodell).

 » Errichtung von E-Ladesäulen.

Die Umsetzung folgender weiterer Maßnahmen und Ziele ist im Zuge der Fortschreibung der 
Strategie 2021 zu prüfen und nach Möglichkeit vorzusehen:

 » Erforderliche Neubauten der Landesverwaltung sollen dem in Deutschland 2045 erforderlichen 
Standard der Klimaneutralität entsprechen.

 » Die Sanierungsrate des Gebäudebestandes soll unter Berücksichtigung der Leistungsfähigkeit 
der Planungsinstitute und der Bauwirtschaft erhöht werden (vgl. agiplan et al.). Standards für 
Sanierung im Bestand und für den Neubau werden entsprechend dem Ziel der Klimaneutralität 
fortgeschrieben.

 » Optimierung der technischen Gebäudeausstattung insbesondere der Wärmebereitstellung 
sowie deren Nutzung im Bestand kommt zukünftig eine gesteigerte Bedeutung zu. 

 » Zur Nutzung lokal produzierter Energie ist die Ausstattung und Nutzung der geeigneten 
(Dach-) Flächen von Landesliegenschaften mit Photovoltaik voranzutreiben, um die Energie-
wende und die Vorbildrolle zu stützen.

 » Das für die Hochbauverwaltung verantwortliche Ressort schafft die organisatorischen Rahmen-
bedingungen, um einen PV-Ausbaufahrplan aufzulegen und umzusetzen.

 » Reduktionspfade (s. auch Kap. 6) sind von dem für die Hochbauverwaltung verantwortlichen 
Ministerium unter Mitwirkung aller Ressorts als Nutzer zu entwickeln und entsprechend umzu-
setzen.

5.2 Maßnahmen und Ziele im Handlungsfeld Mobilität

Die Mobilität verursacht zwar lediglich 11 % aller in der Landesverwaltung produzierten Treib-
hausgasemissionen, allerdings lassen sich in diesem Bereich Maßnahmen zur Emissionsreduktion 
mit etwas weniger Aufwand und häufig schneller realisieren. Zudem ist die Wahrnehmung einer 
klimafreundlichen Landesverwaltung in der Bevölkerung im Handlungsbereich Mobilität stärker 
als in den Bereichen Beschaffung und Gebäude. Insbesondere der große Fuhrpark der Polizei 
kann und soll hier eine sichtbare Vorbildfunktion einnehmen.

Auch bei der Mobilität verfolgt das Land die Einsparung von Energieverbräuchen, die Energie-
effizienzsteigerung bei der Nutzung und die verstärkte Verwendung regenerativer Energie vor 
dem organisatorischen Ausgleich unvermeidbarer Treibhausgasemissionen:

 » Die Quantität der Dienstreisen soll die während der Covid-19-Pandemie erkannten Möglichkeiten 
nutzend weiter reduziert und – soweit dienstlich vereinbar – durch digitale Formate ersetzt 
werden.

 » Die unmittelbare Landesverwaltung Niedersachsen wird den THG - Ausstoß durch den Einsatz 
von alternativen Antrieben und Kraftstoffen im gesamten Fuhrpark und zudem durch Anreize 
zur Nutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln für den Pendlerverkehr und bei Dienstreisen 
maßgeblich reduzieren.

 » Die Evaluierung der Reduktion erfolgt durch dreijährliche Energieberichte gemäß des Nieder-
sächsischen Klimagesetzes ab 2023 fortlaufend. Die Erkenntnisse werden auch zur zukünftigen 
Fortschreibung der strategischen Ansätze genutzt.

 » Emissionen aus Pendlerverkehren sollen nach gutachterlicher Erfassung und Bewertung durch 
gezielte Maßnahmen organisatorischer Rahmenbedingungen dezentraler Arbeit ergänzt durch 
Anreize reduziert werden. Das für den Klimaschutz verantwortliche Ministerium wird hierzu 
2022 ein Konzept erarbeiten.
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Niedersachsens Landesverwaltung verfügt über rund 5.800 eigene Pkw. Zur Reduktion der THG-
Emissionen, des Ausstoßes von Luftschadstoffen und des Fahrzeuglärms in den Fuhrparks der 
Landeseinrichtungen werden – soweit auf dem Markt verfügbar und ein wirtschaftlicher Betrieb 
möglich ist – anstelle von benzin- und dieselbetriebenen Fahrzeugen Fahrzeuge mit alternativen 
Antrieben beschafft und eingesetzt sowie die Nutzung alternativer emissionsfreier Kraftstoffe 
vorgeschrieben. Das für Verkehr verantwortliche Ministerium hat mit dem Maßnahmenprogramm 
zum Klimaschutz 2020 (s. o.) eine Umstellung auf alternative Antriebe und Antriebsstoffe begonnen.

Der Fuhrpark der Landesverwaltung umfasst unterschiedlichste Fahrzeugarten, sowohl Pkw als 
auch Nutz- und Spezialfahrzeuge. Allerdings werden viele der genutzten Fahrzeugtypen aktuell 
(noch) nicht als vollelektrisches oder hybrides Fahrzeug angeboten.

Um insbesondere die Elektromobilität voranzutreiben und im Alltag zu verankern, ist neben Elek-
trofahrzeugen und Elektrofahrrädern die dazugehörige Infrastruktur unerlässlich. Deshalb stellt 
der flächendeckende Ausbau von Ladestationen eine wichtige Maßnahme im Zuge der klima-
freundlichen Landesverwaltung dar. Optimaler Weise sind alle Fahrzeuge der Landesverwaltung 
an sämtlichen Ladesäulen ladbar, um so eine möglichst umfangreiche Abdeckung des Ladenetzes 
zu erreichen. Dazu soll ein Backend-System entwickelt werden, um auch eine entsprechende 
Autorisierung zu ermöglichen.

Der Bezug von Ökostrom ist in der Landesverwaltung bereits Standard; ergänzend soll hier die 
Eigenversorgung der Fahrzeug-Flotte durch Photovoltaik-Anlagen auf landeseigenen (Dach-) 
Flächen in Kombination mit Speicheraggregaten erhöht werden, sofern dies wirtschaftlich ist.
Der Fuhrpark der Polizei Niedersachsen umfasst rund 70 % aller Pkw des Landes und ist durch 
ein hohes Maß an Diversität gekennzeichnet. Dies und die Aufrechterhaltung einer uneinge-
schränkten Mobilität der Polizei Niedersachsen stellen besondere Ansprüche an die auf dem 
Markt verfügbaren elektrisch betriebenen Fahrzeuge. Hierbei sind insbesondere Ladezeiten und 
Reichweiten der Fahrzeuge, aber auch Zuladungskapazitäten für erforderliche Ausrüstungs-
gegenstände im Fahrzeug zu berücksichtigen.
 
Zur Reduktion von Treibhausgas-Emissionen wurde bereits eine ökologisch ausgerichtete Erneue-
rung des umfangreichen polizeilichen Fuhrparks initiiert (vgl. Maßnahmenprogram 2020).
Gemäß § 7 Abs.3 des Niedersächsisches Klimagesetzes ist die Landesverwaltung verpflichtet, 
unter Berücksichtigung des technologischen Fortschritts bei Neu- und Ersatzbeschaffungen von 
Dienstkraftfahrzeugen kontinuierlich den Anteil von Straßenfahrzeugen mit sauberen, emissions-
freien oder emissionsarmen Antrieben sowie die Nutzung alternativer Kraftstoffe zu erhöhen. 
Ab dem Jahr 2030 sollen vorbehaltlich des erreichten technologischen Fortschritts und ihrer 
Verfügbarkeit ausschließlich diese saubere Art Dienstkraftfahrzeuge beschafft werden. Spezial-
fahrzeuge, die zum Teil besondere Anforderungen erfüllen müssen, können dabei jedoch eine 
Ausnahme darstellen. Um die Vorgaben und Ziele gemäß § 7 Abs.3 des Niedersächsisches Klima-
gesetzes erreichen zu können, sollten dafür möglichst früh die organisatorischen Voraussetzungen 
geschaffen werden.

Dienstreisen sind für Dienstgeschäfte häufig notwendig, aber nicht immer unerlässlich. Im Kon-
text Klimaschutz ist hier regelmäßig ein strenger Maßstab anzulegen und zu prüfen, ob zwingende 
dienstliche Gründe für die Dienstreise vorliegen oder das Dienstgeschäft auf andere Weise – z. B. 
als Telefon- oder Videokonferenz bzw. Hybrid-Veranstaltung – erledigt werden kann. Die Zahl 
der Teilnehmenden und die Dauer der Dienstreise werden bereits heute auf das notwendige Maß 
beschränkt. Außerdem haben die Landesbediensteten grundsätzlich regelmäßig verkehrenden 
öffentlichen Beförderungsmitteln den Vorzug gegenüber der Nutzung von Kraftfahrzeugen oder 
explizit dem Flugverkehr zu geben. Dienstreisen, bei denen eine Anreise mittels Kfz. notwendig 
wird, sollen nach Möglichkeit in Fahrgemeinschaften durchgeführt werden. Die reisekostenrecht-
lichen Vorschriften des Landes werden, soweit erforderlich, entsprechend den Zielen einer klima-
freundlichen Landesverwaltung kontinuierlich fortgeschrieben.

Maßnahmen:

 » Pkw und leichte Nutzfahrzeuge werden ab sofort über Grenzwerte u.a. zu THG- Emissionen 
als saubere Fahrzeuge mit einer jährlichen Quote von mindestens 38,5 % beschafft.1 

 » Stärkere Berücksichtigung des Klimaschutzaspektes bei der Durchführung von Dienstreisen: 
Änderung des Reisekostenrechts 

 » Ökologische Flottenerneuerung des Landesfuhrparks + Schiffe nds. Wasserwirtschaftsverwal-
tung: 50 Mio. € (davon 37,5 Mio. € für KFZ-Beschaffungen im Polizeibereich)

 » Ressortübergreifende Ausstattung der Landesdienststellen mit landeseigener Ladeinfrastruktur 
und Beschaffung von E-Dienstfahrzeugen: 35 Mio. €

 » Die Reduktionspfade der Emissionen der Mobilität werden durch das für den Klimaschutz  
verantwortliche Ministerium anhand erster Energieberichte ab 2023 entwickelt.

5.3 Maßnahmen und weitere Ziele im Handlungsfeld 
Beschaffung

Das Handlungsfeld Beschaffung ist wesentlicher Schlüssel zur Verbesserung der Emissionssituation 
und hat des Weiteren Strahlwirkung auf Wirtschaft und Öffentlichkeit.

Die Landesverwaltung verfolgt das Ziel, sukzessive Liefer-, Dienst- und Bauleistungen klimaneutral 
zu beschaffen, um die Ziele des NKlimaG zu erreichen. Spätestens 2030 sollen zur Erreichung 
der Klimaneutralität die mit der Beschaffung, Produktion, Nutzung, Recycling und Entsorgung 
einhergehenden unvermeidbaren THG-Emissionen vom Auftragnehmenden, Herstellenden oder 
vom Auftraggebenden kompensiert werden.
 
Die Beschaffung folgt dem Prinzip der Suffizienz, d.h. dem Bemühen um einen möglichst ge-
ringen Rohstoff- und Energieverbrauch. Das Land strebt dabei eine nachvollziehbare und wahr-
nehmbare Transformation an.

Um auch bei Beschaffungen eine Vorbildfunktion für Dritte erkennbar einzunehmen, werden  
erzielte Erfolge beispielsweise durch die Verwendung von Logos nach außen kommuniziert.
Die strategische Ausrichtung der Beschaffung orientiert sich dabei mit Augenmaß an der zum 
jeweiligen Zeitpunkt machbaren Reduzierung der THG-Emissionen, der Einflussmöglichkeit des 
Landes sowie der erzielbaren Vorbildwirkung der Maßnahmen zum Klimaschutz.
Maßnahme:

 » Als erste Maßnahme zur Umsetzung dieser Ziele beginnt Niedersachsen 2022 den Umstellungs -
prozess auf die ausschließliche Beschaffung von recyceltem Papier und kennzeichnet dessen 
Verwendung in Broschüren und allgemeinen Steuerbescheiden, um die Landesverwaltung 
erkennbar klimaneutral auszurichten.

Um das Ziel zu fördern, spätestens 2030 flächendeckend klimaneutral zu beschaffen, wird 
Niedersachsen sich dafür einsetzen, dass auf nationaler und europäischer Ebene die spezifischen 
THG-Emissionen von Produkten und Leistungen einheitlich gekennzeichnet werden. So kann  
Niedersachsen zu einer frühzeitigen Anpassung von Produktion, Handel und Dienstleistungen 
zum Vorteil auch einer profitierenden Wirtschaft durch klare Orientierung beitragen.

1 Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1161 vom 20. Juni 2019 zur Änderung der Richtlinie 2009/33/EG über 
die Förderung sauberer und energieeffizienter Straßenfahrzeuge sowie zur Änderung vergaberechtlicher Vorschriften, 
6/2021
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Die Bedarfsträger werden im gesamten Beschaffungsprozess Informationen über Klimaschutz-
aspekte zunehmend erheben und nutzen. Die Vergabestellen liefern im Rahmen ihrer Beratungs-
funktion Impulse für eine klimafreundliche Beschaffung.

Nur ausgewählte Liefer- und Dienstleistungen werden in begründeten Fällen auch noch nach 
2030 nicht unmittelbar klimaneutral beschafft. Bauleistungen sollen parallel möglichst klimaneutral 
bezogen werden.

Niedersachsen nutzt seine Vergabe- und Beschaffungsstrukturen zum Klimaschutz; diese werden 
durch verstärkte Information und Beratung unterstützt. Die Bedarfsträger tragen gemeinsam mit 
den Vergabestellen zur Umsetzung einer klimafreundlichen hin zu einer klimaneutralen Beschaffung 
bei. Fortbildungsangebote zur klimafreundlichen Beschaffung werden hierzu als Bestandteil einer 
Bildungsoffensive Klimaschutz aufgenommen und für alle Ressorts nutzbar organisiert (vgl. auch 
Kap. 5.4).

Die Vorgabe von Maßnahmen, wie beispielsweise konkretisierende Rechtsvorschriften und / oder 
Handlungsleitfäden zu energieeffizienten Produkten und Dienstleistungen wird überprüft und 
entsprechend dem Prüfergebnis im für eine Klimaneutralität angemessenen Umfang umgesetzt.
Nach Möglichkeit sind standardisierte Artikel mit Informationen zu damit verbundenen THG-
Emissionen zu versehen und klimaneutral auszuliefern. Markterkundungen und Bedarfsabfragen 
erfolgen entsprechend dem Beschaffungsbedarf fortlaufend und gehen in eine umfassende 
Marktübersicht, die öffentlich zur Verfügung gestellt wird, über.

Maßnahmen:

 » Handlungsleitfäden, Best-Practice-Beispiele, Beschreibungen o. ä. - soweit noch nicht vor-
handen - unterstützen die Beschaffungsstellen auch bei dezentral durchgeführten klima-
freundlichen Vergaben. 

 » Spätestens ab 2030 sollen bei allen geeigneten Beschaffungen Hinweise produktspezifischer 
THG-Emission gefordert werden. 

 » Durch klimafreundliche Beschaffung vermeidbare Klimaschäden werden in Wirtschaftlichkeits-
untersuchungen -soweit möglich- gezielt berücksichtigt. Entsprechende Instrumente werden 
im Zuge der Fortschreibung der Strategie 2021 weiterentwickelt, konkretisiert und eingeführt.

 
Alle Organisationseinheiten der Landesverwaltung sind fortan gefordert, bei ihren spezifischen 
Beschaffungen zu überprüfen, wie klimafreundliche Aspekte berücksichtigt werden können. 
Die Umsetzung folgender weiterer Maßnahmen und Ziele ist zu prüfen und nach Möglichkeit 
vorzusehen:

 » Beschaffungen sollen im Rahmen der haushaltsrechtlichen Vorgaben klimaneutral oder zu-
mindest emissionsreduziert klimafreundlich erfolgen. Die für zentrale Beschaffung, für das 
Vergaberecht und für den Klimaschutz verantwortlichen Ressorts prüfen die Umsetzungsmög-
lichkeiten auch an Hand der Festlegungen auf Bundesebene (AVV Klima BMWI, 9/2021) und 
stimmen eine verwaltungsinterne Umsetzung 2022 ab.

 » Das für die zentrale Beschaffung zuständige Ministerium prüft Möglichkeiten, den Prozess  
hin zur Klimaneutralität verstärkt zu begleiten und 2022 die Konzepte für eine zentrale klima-
freundliche Beschaffung durch IT-N (Green IT u.a.) und LZN (z. B. Grüner Warenkorb)  
zu aktualisieren.

 » Gegebene Ermessenspielräume der Bediensteten bei der Beschaffung sollen konkretisiert und 
vereinfacht werden. Damit verbunden ist eine Reduzierung von Emissionen schneller erreichbar.

 » Finanzielle Mehraufwendungen bei der Beschaffung zum Zwecke des Klimaschutzes sollen im 
Rahmen der haushaltsrechtlichen Vorgaben durch Lebenszyklusbetrachtungen in angemesse-
nem Verhältnis zur eingesparten Treibhausgasemission stehen. Die Vorschriften sind entsprechend 
anzupassen.

 » Möglichkeiten der Minderung von Treibhausgasen sind bereits heute gem. Klimaschutzgesetz 
des Bundes, KSG § 13 (1) zu prüfen. Rohstoffsparende und energiesparende Erzeugnisse gem. 
Kreislaufwirtschaftsgesetz des Bundes, KrWG § 45 sind zu bevorzugen.

 » Für Beschaffungen sind ergänzend eine Startbilanz und Reduktionspfade gutachterlich zu ent-
wickeln. Das Umweltministerium wird nach Prüfung im Zuge der Fortschreibung der Strategie 
2021 eine aktuelle gutachterliche Abschätzung der THG-Emissionen über alle Handlungsfelder 
vornehmen.

Für eine klimaneutrale Organisation der Landesverwaltung müssen darüber hinaus die Bewirt-
schaftung der rund fünf Prozent der im Landesbesitz befindlichen unbebauten Liegenschaften 
genauso wie bspw. die Ausführung von Baumaßnahmen im Bereich des Küstenschutzes mit 
deutlich weniger THG-Emissionen erfolgen. Eine Befassung damit erfolgt bei der Fortschreibung 
der Strategie 2021.

5.4 Compliance

Unter der Überschrift Compliance werden im Folgenden Maßnahmen der Motivation, der Kom-
munikation und der Bildung für ein zukünftig an den Klimaschutz ausgerichtetes Verwaltungs-
handeln zusammengeführt. Motivation, Kommunikation und Bildung bedingen sich gegenseitig 
und überlappen sich teilweise auch in den Maßnahmen.

Der Begriff Compliance umfasst hier ergänzend zur gleichzeitigen Einhaltung aller sonstigen 
Rechtsvorschriften insbesondere die Regeltreue der Verwaltung in Bezug auf den in der Nieder-
sächsischen Verfassung und im NKlimaG verankerten Klimaschutz.

a) Motivation

Zur Umsetzung von kleineren und größeren Beiträgen der THG-Reduzierung ist neben einer ge-
zielten Informationsvermittlung die Stärkung der Motivation aller Mitarbeitenden in allen Ebenen 
der Landesverwaltung erforderlich.

Die Vielzahl der nötigen und möglichen Ansätze, auf Energieverbräuche zu verzichten, die Ener-
gienutzung zu optimieren und verstärkt regenerative Energie zu erzeugen und vor Ort zu nutzen, 
ist heute noch unübersichtlich, scheint komplex und bedarf des Engagements zur Reduzierung 
von THG-Emissionen von allen Beschäftigten. Viele praktikable Maßnahmen des Klimaschutzes 
können aufgrund heterogener Aufgabenstellungen nicht allgemein, sondern teils nur durch eine 
enge Einbindung der Arbeitsebene und die dort vorhandenen Kenntnisse entwickelt und umge-
setzt werden.

Erforderliche Klimaschutzmaßnahmen werden vom Grundsatz i.d.R. bejaht. Die Motivation zum 
unmittelbaren bzw. eigenen Handeln ist aber teils nicht hoch genug und ist deshalb gezielt zu 
fördern.

Erfolge im Klimaschutz verstärken die Motivation. Sog. „Beauftragte für den Klimaschutz“ (o. ä.) 
ermöglichen schnelle Antworten oder Hilfe und machen Klimaschutz einfacher und begünstigen 
Erfolge. Klimaschutz einfach zu gestalten, Erfolge ermöglichen und Erfolge zu kommunizieren 
fördert die Motivationslage und damit die Umsetzung des Klimaschutzes in den Dienststellen.
Verantwortung für den Klimaschutz und die Einhaltung der Vorgaben fällt jeder Leitung einer 
Organisationseinheit insbesondere den Behördenleitungen zu. Auch diese Verantwortung muss 
im Alltag einfach und transparent wahrnehmbar sein.
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Eine Möglichkeit, die Aufgabe Klimaschutz und erzielte Erfolge wiederkehrend zu verschiedenen 
Anlässen zu kommunizieren bieten z. B. Veranstaltungen mit der jeweiligen Behördenleitung. 
Jährlich durchgeführte Elemente z. B. aus Mission-E (vgl. unter Kap. 5 c) können bei der Gestal-
tung unterstützen.

b) Kommunikation

Kaum ein Thema ist in der allgemeinen Öffentlichkeit präsenter als der Klimawandel, der Klima-
schutz und die Klimaanpassung. Gleichwohl ist eine angemessene und nachvollziehbare Darstel-
lung erforderlicher Handlungen des Klimaschutzes komplex und überfordert oftmals Botschafter 
und Empfänger. Klare und einfache Botschaften mit positiven Ansätzen sind erforderlich.

Die durch das Umweltbundesamt seit 1996 zweijährlich durchgeführte Umweltbewusstseins-
studie 20202 zeigt, dass ¾ aller Bundesbürgerinnen und Bundesbürger an einen menschenge-
machten Klimawandel glauben und sich auch für Klimawandel sowie Klimaschutz ziemlich oder 
sehr interessieren. Demgegenüber fühlt sich aber nur ein Anteil von 60 % gut oder sehr gut 
informiert. Kommunikation und Bildung sind für den Klimaschutz erforderlich und daher zu ver-
bessern.
 
Kommunikation hilft, den Prozess des aktiven Klimaschutzes zu verstetigen und zu dynamisieren. 
Sachstände erörtern, Handlungen einfordern, Möglichkeiten entwickeln, auch kleine Erfolge 
miteinander teilen oder Visionen zu entwickeln sind hierzu Beispiele. Mindestens einmal jährlich 
sollen geltende Vorgaben und verfolgte Maßnahmen kommuniziert und ggf. weiterentwickelt 
werden (vgl. Motivation).

Kommunikation schafft darüber hinaus eine gute Informationslage als wichtige Voraussetzung 
einfach zu handeln. Handlungen erfordern z. B. Wissen respektive Angaben zur THG-Emission 
bei Produkten oder auch umfassende Messungen und Bereitstellung von Daten bei Prozessen. 
Dies betrifft Beschaffungsvorgänge genauso wie Prozessanpassungen bei Herstellung, Nutzung 
oder Betrieb von Anlagen.

Informationen zu THG-Emission liegen aktuell nur selten unmittelbar und erkennbar wie z. B. 
durch Nutzung von Öl in einer Heizung vor. Oftmals werden Stoffe oder Produkte verwendet,  
die in der Produktion, in der Lieferung oder in der Abfallentsorgung THG-Emissionen begründen. 
Für indirekte Emissionen (Scope 2) bei bezogener Energie, die bei einem Energieversorger anfallen 
oder sonstige indirekte Emissionen (Scope 3) durch Netzverluste bei der Energiebereitstellung 
oder Vorketten der Beschaffung sind Daten oft nicht vorhanden.

Diese mittelbaren THG-Emissionen sind für Beschäftigte wie Bürgerinnen und Bürger nur oder 
einfacher erfassbar und für klimafreundliches Handeln verwendbar, wenn Informationen zu 
jeweiligen Emissionen vorliegen.

Wo stehen wir, welche Handlungen bringen große Effekte, was kann als nächstes erfolgen,  
woher bekommen wir gute Ansätze und andere Fragen gilt es zu beantworten. Teils können 
Fragen durch webbasierte kurze Videosequenzen, einfache Verlinkung zu positiven Best-Practice-
Fallbeispielen oder Übersichten zu Emissionsfaktoren schnell erfolgen, teils sind Informationen  
für spezifische Anforderung gezielt aufzubereiten.
 
Die Bereitstellung von gut aufbereiteten und einfach verfügbaren Informationen soll deshalb für 
den Klimaschutz in der Landesverwaltung durch einen seitens des für den Klimaschutz zuständigen 
Ressort zu erstellenden Kommunikationsplan verbessert werden.

2 Umweltbewusstseinsstudie 2020, https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/421/dokumente/facts-
heet_zentrale_ergebnisse_umweltbewusstsein_2020_0.pdf; ergänzend: https://www.umweltbundesamt.de/umweltbe-
wusstseinsstudie-2021

Beratungsangebote ergänzen die proaktive Informationsbereitstellung und stellen eine hinrei-
chende Informationslage zum Handeln im Einzelfall sicher. Bei Beratungen wird die Landesver-
waltung durch die landeseigene Klimaschutz- und Energieagentur Niedersachsen (KEAN, vgl. 
Kap. 5c) unterstützt.

Maßnahmen:

 » Erarbeitung und Umsetzung einer „Kommunikationsstrategie für die klimafreundliche Landes-
verwaltung“ durch das Umweltministerium ab 2022

 » Jährliche Befassung zur Information über die Entwicklung von Erfolgen und Möglichkeiten 
zum Klimaschutz in der Behörde (s. o.)

c) Bildung

Die hinreichende Qualifizierung, Fort- und Weiterbildung aller Beschäftigten, insbesondere  
zentraler Funktionsträger, wird als weitere wichtige Voraussetzung für einen erfolgreichen  
Transformationsprozess gesehen.
 
Mit einer „Bildungsoffensive Klimaschutz“ wird ein klarer Handlungsauftrag der Landesver-
waltung faktisch unterstrichen und praktisch untermauert, indem die Handlungsfähigkeit auch 
durch gezielte Fortbildung gesichert wird.

Das Land Niedersachsen verfügt mit der Klimaschutz- und Energieagentur Niedersachen (KEAN) 
über eine Einrichtung, die den Klimaschutz und die Energiewende unterstützt und Lösungen 
rund um die Themen Energieeinsparung, Energieeffizienz, und erneuerbare Energien voran-
treibt. Die mit Kommunen, Unternehmen, Verbänden, Agenturen, Politik und gesellschaftlichen 
Gruppen gesammelte Kompetenz wird zukünftig auch in Bildungsarbeit in der Landesverwal-
tung investiert. Das für den Klimaschutz zuständige Ressort wird in 2022 ein Konzept vorlegen: 
Mit einem modularen System aus Beratungs- und Qualifizierungsangeboten sollen alle Hand-
lungsfelder adressiert werden. Im Handlungsbereich Gebäude werden zu Gebäudeneubau und 
Sanierung sowie Gebäudebetrieb und -nutzung bspw. Schulungen, Seminare, Begleitung von 
Demo-Installationen zur Betriebsdatenverfolgung oder Coachings angeboten. In den Handlungs-
feldern Mobilität und Beschaffung werden vergleichbare Angebote mit Schwerpunkt auf eine 
unmittelbare Reduzierung von THG-Emission der Landesverwaltung durch die KEAN oder mittels 
sonstigen Dienstleistern für das Land bereitgestellt. 

Das Studieninstitut Niedersachsens (SiN) ist zentrales fach- und ressortübergreifendes Aus- und 
Fortbildungsinstitut für alle Beschäftigten der Landesverwaltung. Das SiN begleitet den Prozess 
des lebenslangen Lernens durch bedarfsgerechte, den aktuellen Anforderungen der Tätigkeitsbe-
reiche entsprechende Aus- und Fortbildungsveranstaltungen und trägt dadurch zur Vermittlung 
und zum Erhalt von Kompetenzen bei. 

In Bezug auf den Klimaschutz werden Beratungs- und Schulungsangebote mit Schwerpunkt auf 
Methodenkompetenz und mit fachlich inhaltlicher Unterstützung der KEAN entwickelt und auch 
beim SiN durchgeführt. Der Change-Management-Prozess zur Klimaneutralität des Umweltmi-
nisteriums (vgl. im nachfolgenden Exkurs) wird bspw. durch das SiN koordinierend begleitet. Ma-
nagementthemen wie Schulungen zur Verantwortung im Klimaschutz können im SiN bearbeitet 
werden. Im Zuge dessen soll eine Vernetzung zu anderen Institutionen im Bereich der Aus- und 
Fortbildung (bspw. Angestelltenlehrgänge u.a.) auch im Kontext der Aufgabe „Klimaneutrale 
Landesverwaltung“ ermöglicht werden.
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Maßnahmen:

 » Schulungsangebot zur Verantwortung Klimaschutz schaffen

 » Klimaschutz-Qualifizierung für Führungskräfte zur THG-Bilanzierung, zur klimafreundlichen 
Beschaffung und zum klimafreundlichen Mobilitäts-Management

 » Schulungsangebot für Funktionsträger wie z. B. Beauftragte für den Klimaschutz, Verantwort-
liche der hausverwaltenden Stelle, Hausmeister u.a. schaffen

 » Schulungen zur Erschließung von Energie-Effizienz- und THG-Minderungspotenzialen für  
Gebäude- und Anlagenplanung, Betriebsoptimierung Heizungsanlage oder Ausbau Solar-
energie durchführen

 » Kampagne zur Mitarbeitersensibilisierung und –Motivation - Mission-E3

 » Weiterentwicklung von Schulungsangeboten zur THG-Reduzierung in allen Handlungsfeldern 
im Rahmen der „Bildungsoffensive Klimaschutz“

Exkurs: Changemanagement-Prozess MU

Ein im Umweltministerium 2021 begonnener Change-Management-Prozess zur Klimaneu tralität 
soll in Anlehnung an Erfahrungen mit Prozessen der Digitalisierung die Veränderungsfähigkeit 
und -bereitschaft von Organisationen unterstützen.

Durch die direkte Einbindung der Leitungsebene konnten in einer ersten Phase in 2021  
relevante Schritte zur Verbesserung des Klimaschutzes des Hauses dynamisiert werden.  
Der Change-Manage ment-Prozess oder vergleichbare gezielte Ansätze zur Etablierung des 
Klimaschutzes werden allen Ressorts und ihren nachgeordneten Bereichen zur Nutzung  
empfohlen.

3 z. B. NRW; https://www.missione.nrw/
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Es gilt abschließend aufzuzeigen, wie die Landesverwaltung Klimaschutzmaßnahmen bzw. die 
erforderliche THG-Reduzierung zur Zielerreichung sicherstellt. Im Folgenden werden dazu erste 
Ansätze beschrieben, die bei der Fortschreibung der Strategie 2021 weiter zu entwickeln sind.

6.1 Datenerfassung, Beurteilung, Auditierung und 
Kontinuierliche Verbesserung

Die Erfassung und Verfolgung von Daten ist wichtig, um alle Maßnahmen und Erfolge der Lan-
desverwaltung objektiv nachzuverfolgen. In Kap. 3 wurden die THG-Emissionen zum Zeitpunkt 
der Startbilanz 2013 und zum Zeitpunkt 1990 aufgezeigt. Für das Handlungsfeld Gebäude konnten 
zudem aktuelle Daten aus 2019 berücksichtigt werden. Die Datenlage ist gezielt nachzuverfolgen 
und im Zuge der Strategiefortschreibung seitens des für den Klimaschutz zuständigen Ministeriums 
über alle Handlungsfelder zu überprüfen.

Die in der Strategie 2021 enthaltenen Maßnahmen sind auch in Hinblick auf ihre aktuell möglichen 
haushaltsmäßigen Auswirkungen - zwischen den fachlich zuständigen Ressorts abgestimmt - 
aufgenommen. Für zukünftige Maßnahmen im Prozess der klimafreundlichen Landesverwaltung 
sind ggf. zusätzlich Haushaltsmittel erforderlich. Diese Rahmenbedingungen sind in künftigen 
Haushalten des Landes zu schaffen und bleiben insofern der Entscheidung der zukünftigen Haus-
haltsgesetzgebung vorbehalten.

Für Beschaffungen der Landesverwaltung konnten bis dato keine genauen Emissionsdaten 
erfasst werden. Gleichzeitig sind für eine Einordnung der Effizienz von Maßnahmen zur Redu-
zierung der THG-Emissionen auch hier Daten erforderlich und eine erste ergänzende Basis zu 
erstellen.

Darüber hinaus ist für die Landesverwaltung zu prüfen, ob eine flächendeckende Einführung 
eines Umweltmanagements (z. B. EMAS) für die Ausrichtung auf Klimaneutralität erforderlich ist. 
Für die Handlungsfelder Mobilität und Gebäude werden gemäß § 11 NKlimaG 2023 erstmals 
Energieberichte aufzulegen sein. Durch die Energieberichte werden die wesentlichen Handlungs-
felder weiter und genauer erfasst, sodass eine genau differenzierte Erfassung der THG-Emissions-
menge im Bereich der Verkehre und Gebäude quantitativ erfolgen wird. Damit wird eine - auch 
in Hinblick auf die gesetzten Zwischenziele wichtige - Bilanz möglich.

Durch eine Veröffentlichung von erhobenen Daten bspw. im Handlungsfeld Gebäude, vergleich-
bar der Nachbarländer bspw. Baden-Württemberg oder Berlin, sind positive Benchmarks auch 
über die Landesgrenzen hinweg möglich. Eine diesbezügliche Rückkopplung mit der Öffentlich-
keit kann positive Impulse für eine kontinuierliche Verbesserung des Klimaschutzes in der Landes-
verwaltung liefern.

Auch die öffentlich zugängliche Darstellung von Energieverbrauch und Energieerzeugung durch 
installierte PV-Anlagen bspw. auf Energie-Informationspanelen im Eingangsbereich öffentlicher 
Gebäude kann das Bewusstsein für Energiesparen und effizientere Nutzung im Alltag verstärken.

6.2 Maßnahmen verfolgen und nachjustieren

In Kap. 5 wurden bereits beschlossene und geplante Maßnahmen bzw. Zielsetzungen gleicher-
maßen aufgezeigt. Insbesondere geplante Maßnahmen sind – soweit noch nicht erfolgt – zeitnah 
organisatorisch zuzuordnen und zu konkretisieren.
 
Die fortlaufende Prüfung und Ergänzung von Maßnahmen dieser Strategie erfolgt durch das 
Umweltministerium und der jeweils federführenden Ressorts. Eine Verstetigung des ressortüber-
greifenden Arbeitskreises ´Klimafreundliche Landesverwaltung` ist zu empfehlen.

Mit den dargestellten Maßnahmen ist eine kontinuierliche Verbesserung der THG-Reduzierung 
hin zur Klimaneutralität aufgezeigt. Auf der Basis der Daten der Energieberichte können Emis-
sions-Reduktionspfade mit weiter zu konkretisierenden Zwischenzielen in den Handlungsfeldern 
Mobilität und Gebäude ergänzt sowie beim Handlungsfeld Beschaffung ggf. auf Basis einer gut-
achterlichen Befassung erstmals entwickelt werden.

Auf dem Weg zur Klimaneutralität erfolgt eine Überprüfung und Anpassung von Maßnahmen 
zum Klimaschutz in fünfjährigen Turnus durch jeweiligen Beschluss der Landesregierung über die 
Fortschreibung der Strategie Klimaneutrale Landesverwaltung Niedersachsen (vgl. § 5 (3) NKlimaG).
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